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geben sie mit allen dazugehörenden Querschnitts­
plänen und ökonomischen Begründungen an die Be­
zirksplankommission.
Die Bezirksplankommission legt dem Rat des Bezir­
kes den gesamten territorial bilanzierten und koordi­
nierten Planvorschlag zur Beratung vor.
Die zuständigen zentralen Staatsorgane sind be­
rechtigt, im Verlauf ihrer Zusammenarbeit während 
der Ausarbeitung der Planvorschläge von den Fach­
organen der Räte der Bezirke Informationen über 
den Planvorschlag anzufordern. Den offiziellen Plan­
vorschlag erhalten sie jedoch erst nach der Bestäti­
gung durch den Rat des Bezirkes zu dem in dieser 
Anordnung festgelegten Termin.

6. Der Planvorschlag des Bezirkes entsteht im Bezirk 
unter aktiver Mitwirkung der Staatlichen Plankom­
mission, des Volkswirtschaftsrates, der Ministerien 
und der anderen zuständigen zentralen Staatsorgane.

Aufgabe dieser Organe ist es, den Räten der Be­
zirke bei der Ausarbeitung der Planvorschläge zu 
helfen und zu sichern, daß die darin festgelegten 
Aufgaben in Übereinstimmung mit den Gesamtauf­
gaben der Volkswirtschaft stehen. Bei der Arbeit 
auftretende Probleme sind soweit als möglich 
bereits im Zeitraum der Ausarbeitung der Planvor­
schläge zu entscheiden.

7. Zwischen den zentralgeleiteten Vereinigungen Volks­
eigener Betriebe bzw. den ihnen unterstehenden Be­
trieben und den Wirtschaftsräten der Bezirke bzw. 
den Betrieben der bezirks- und kreisgeleiteten Wirt­
schaft ist eine enge Zusammenarbeit in allen für die 
Entwicklung des jeweiligen Industriezweiges bzw. 
der Branche bedeutenden Fragen herzustellen.

Die gegenseitige Abstimmung muß sich besonders 
auf die Maßnahmen der sozialistischen Rekonstruk­
tion, die technisch-wissenschaftlichen Aufgaben und 
die Gestaltung der Produktionsprogramme er­
strecken sowie auf die fachtechnische Beratung und 
den Erfahrungsaustausch gerichtet sein.

Uber die Zusammenarbeit sind schriftliche Verein­
barungen zu treffen, die durch die Räte der Bezirke 
zu bestätigen sind. V.

V.
Ausarbeitung der Planvorsehläge der zentralen

Vereinigungen Volkseigener Betriebe und der zentralen 
Staatsorgane und die Übergabe an die Staatliche 

Plankommission

1. Die zentralen Vereinigungen Volkseigener Betriebe 
erarbeiten, gestützt auf die Planvorschläge der zen­
tralgeleiteten Betriebe und Einrichtungen sowie unter 
Beachtung der staatlichen Orientierungsziffern die 
Planvorschläge für ihren Verantwortungsbereich.
Die Staats- und Wirtschaftsorgane sind verpflichtet, 
ihre Planvorschläge mit den zuständigen Gewerk­
schaften zu beraten. Sie haben die mit den örtlichen 
Räten abgestimmten und im Ergebnis der territo­
rialen Bilanzierung und Koordinierung von den ört­
lichen Räten bestätigten Kennziffern für Arbeits­
kräfte und Baumaßnahmen sowie die Aufgaben für 
die Berufsausbildung in ihren Planvorschlägen un­
verändert aufzunehmen. Gegenteilige Auffassungen, 
die sich aus den Abstimmungen ergeben, sind der 
Staatlichen Plankommission gesondert vorzulegen.

Die den Betrieben und Einrichtungen übergeordneten 
Organe haben jeden Planvorschlag, der nicht die Be­
stätigung des zuständigen Rates des Kreises trägt, 
zurückzuweisen.

2. Zur weiteren Präzisierung der Planvorschläge und 
zur Sicherung der wichtigsten Kooperationsbeziehun­
gen zwischen den zentral-, bezirks- und kreisgeleite­
ten Betrieben sind von den WB (Z) und den anderen 
für die Leitung bestimmter Bereiche und Zweige der 
Volkswirtschaft verantwortlichen Staats- und Wirt­
schaftsorganen Globalvereinbarungen bzw. Global­
verträge abzuschließen. .

Bereits abgeschlossene Globalvereinbarungen bzw. 
Globalverträge der Vereinigungen Volkseigener Be­
triebe bzw. der anderen Staats- und Wirtschafts­
organe sowie abgeschlossene vorbereitende bzw. 
endgültige Verträge der Betriebe sind in den Plan­
vorschlägen zu berücksichtigen.

3. Der Volkswirtschaftsrat, die Ministerien und ande­
ren zentralen Staatsorgane koordinieren die Vor­
schläge für den von ihnen geleiteten Bereich bzw. 
Zweig der Volkswirtschaft und erarbeiten ihren zu­
sammengefaßten Planvorschlag zum Volkswirt­
schaftsplan.

Der Volkswirtschaftsrat, die Ministerien und an­
deren zentralen Staatsorgane haben der Staatlichen 
Plankommission den volkswirtschaftlich koordinier­
ten komplexen Planvorschlag ihres Verantwortungs­
bereiches entsprechend den methodischen Einzelbe­
stimmungen zu übergeben.
Dabei sind

— wichtige Kennziffern aus den Vorschlägen für 
die zentralgeleiteten Betriebe und Einrichtun­
gen außerdem nach Bezirken zu gliedern,

— die Vorschläge für die bezirks- und kreisgelei­
tete Wirtschaft nach Bezirken zu gliedern.

Veränderungen gegenüber den Vorschlägen der Be­
zirke sind vorher mit den Räten der Bezirke abzu­
stimmen. nicht beseitigte Meinungsverschiedenheiten 
sind ausführlich zu begründen.

4. Die Staatliche Plankommission koordiniert die Ent­
wicklung aller Bereiche der Wirtschaft und Kultur, 
die Entwicklung der Bezirke sowie die wichtigsten 
volkswirtschaftlichen Aufgaben. Sie arbeitet den 
Entwurf des Volkswirtschaftsplanes 1963 aus und 
legt ihn dem Ministerrat vor.
Die Staatliche Plankommission führt mit dem 
Volkswirtschaftsrat und den anderen zentralen 
Staatsorganen Beratungen über die Hauptprobleme 
des Planentwurfes.
Unter der Leitung der Staatlichen Plankommission 
erfolgen die zusammenfassenden Abstimmungen der 
Bezirkspläne mit den Räten der Bezirke.

D.
Schlußbestimmungen

1. Die vorstehenden methodischen Grundsätze der Pla­
nung 1963, die Ordnung und der Ablauf der Aus­
arbeitung des Volkswirtschaftsplanes 1963 werden 
präzisiert durch die in der „Ordnung für die Aus­
arbeitung des Volkswirtschaftsplanes 1963 (Plan-


